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_Ambulante zahnärztliche Behandlungen unter
Vollnarkose und Sedierung stellen eine zusätzliche
Behandlungsmöglichkeit dar, die sich für Patienten
anbietet, die nicht unter Lokalanästhesie behandelt
werden können oder möchten. Eine Behandlung 
unter Vollnarkose bzw. starker Sedierung ist bei-
spielsweise bei Patienten mit Dentalphobie indiziert.
Nach einer Vollnarkose oder einer starken Sedierung
kann jedoch die Tauglichkeit für den Straßenverkehr
für einen längeren Zeitraum erheblich eingeschränkt
sein, sodass sich schwerwiegende Risiken für den 
Patienten ergeben können. 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich in seinem Ur-
teil vom 08.04.2003–VI ZR 265/02 – mit den Anfor-
derungen an die Überwachungspflichten des Arztes

bei starker Sedierung des Patienten beschäftigt. Der
Patient hatte sich nach einer Gastroskopie unbe-
merkt aus dem Krankenhaus entfernt, war mit sei-
nem Auto weggefahren und hatte hierbei einen töd-
lichen Verkehrsunfall erlitten. Vor der Sedierung
durch den beklagten Arzt war der Patient über die
Risiken des invasiven Eingriffs aufgeklärt und be-
lehrt worden, dass er nach dem Eingriff kein Fahr-
zeug führen dürfte. Der Patient hatte daraufhin 
seinem Arzt erklärt, dass er mit dem eigenen Wagen
zur Behandlung kommen und hinterher mit dem
Taxi nach Hause fahren würde. Der Patient erhielt
anschließend zur Sedierung Busocopan und Dor-
micum. Er verblieb nach Durchführung der gegen 
8.30 Uhr vorgenommenen Magenspiegelung zu-

cosmetic
dentistry 4_2010

Überwachungspflichten nach 
ambulanter zahnärztlicher 
Behandlung unter Vollnarkose 
oder starker Sedierung
Autorin_Rechtsanwältin Prof. Dr. Annette Rabe 

I Information _ Recht



Information _ Recht  I

nächst eine halbe Stunde unter Aufsicht im Unter-
suchungszimmer. Nach dieser halben Stunde wur-
den ihm Anexate intravenös verabreicht. Danach
hielt er sich auf dem Flur vor den Dienst- und Be-
handlungsräumen des beklagten Arztes auf, der
wiederholt Blickkontakt zu ihm hatte. Ohne vorher
entlassen zu sein, verließ der Patient kurz vor 11.00
Uhr die Klinik und fuhr mit seinem Fahrzeug los.
Kurz danach geriet er aus ungeklärter Ursache auf
die Gegenfahrbahn, wo er mit einem Lastzug zu-
sammenstieß. Der Patient verstarb noch an der 
Unfallstelle. 
Nach Ansicht des BGH hätte der beklagte Arzt si-
cherstellen müssen, dass der Patient das Kranken-
haus nach der durchgeführten Gastroskopie nicht
unbemerkt verlassen und sich dadurch der Gefahr
einer Selbstschädigung aussetzen konnte. Der Arzt
habe gewusst, dass der Patient mit dem eigenen
Kraftfahrzeug ins Krankenhaus gekommen und
wegen der Verabreichung des Medikaments Dormi-
cum noch lange Zeit nach dem Eingriff nicht in der
Lage war, selbst ein Fahrzeug zu führen. Darüber
hinaus habe er gewusst, dass bei Anwendung dieses
Wirkstoffs eine anterograde Amnesie auftreten
konnte, sodass er mit einer Gedächtnisstörung für
die Zeit nach Verabreichung des Medikaments rech-
nen musste. Diese konnte jedenfalls dann zu einer
erheblichen Gefährdung des Patienten führen,
wenn er sich nicht mehr daran erinnerte, dass er die
Klinik erst nach seiner offiziellen Entlassung verlas-
sen durfte. Zudem musste der Arzt berücksichtigen,
dass sich nach Abklingen der Wirkung des Medika-
ments Anexate wieder signifikante Sedierungswir-
kungen einstellen konnten. Aufgrund dessen kam
der Zivilsenat nach sachverständiger Beratung zu
dem Ergebnis, dass der Patient zwar nicht mehr vi-
tal gefährdet gewesen sei, aber im Sinne der Fach-

terminologie lediglich „home ready“, nicht jedoch
„street ready“ war.  
Bei einem Medikament mit einem derartigen Ge-
fahrenpotenzial war nach Meinung des Gerichts die
Unterbringung auf dem Flur vor den Dienst- und Be-
handlungsräumen des beklagten Arztes nicht ge-
eignet, die dem beklagten Arzt obliegenden Über-
wachungspflichten zu erfüllen. Der Patient hätte
stattdessen in einem Raum untergebracht werden
müssen, in dem er unter ständiger Überwachung
gestanden hätte und ggf. daran erinnert werden
können, dass er das Krankenhaus nicht eigenmäch-
tig verlassen durfte. In Betracht wäre nach Ansicht
des Gerichts insoweit ein Vorzimmer oder ein be-
sonderes Wartezimmer gekommen, wobei sich die
Organisation im Einzelnen nach den Möglichkeiten
vor Ort richten durfte. Das Gericht hat keine beson-
deren Anforderungen an die Person gestellt, die den
Patienten überwacht; eine medizinische Qualifika-
tion wurde beispielsweise nicht verlangt. Nach An-
sicht des Gerichts hätte es sich in dem vorliegenden
Fall angeboten, den Patienten in das Vorzimmer des
behandelnden Chefarztes zu setzen, wo die Sekretä-
rin ihn im Auge gehabt hätte. 
Vor dem Hintergrund dieser Entscheidung ist bei der
Durchführung einer ambulanten zahnärztlicher Be-
handlung unter Vollnarkose bzw. starker Sedierung
darauf zu achten, dass die sorgfältige Überwachung
des Patienten gewährleistet ist. Es ist sicherzustel-
len, dass der Patient die Zahnarztpraxis nicht unbe-
merkt verlassen kann, wenn die Tauglichkeit zur Teil-
nahme am Straßenverkehr noch nicht gegeben ist.
Zur Vermeidung von Haftungsrisiken ist zu empfeh-
len, die Überwachung der Patienten nach Narkose
und Sedierung innerhalb des Praxisteams ausdrück-
lich zu regeln und entsprechende Handlungsanwei-
sungen zu erteilen._
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